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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  welche Ressorts in den letzten fünf Jahren welche Förderprogramme durchge-
führt haben, bei denen die Initiative hierfür vom späteren Zuwendungsempfän-
ger selbst ausging;

2.  um welches Mittelvolumen es sich dabei jeweils handelt und wie viele Antrag-
steller von dem Projekt profitiert haben;

3. welchen Nutzen anhand welcher Kennzahlen sie bei den Projekten erkennt;

4.  inwieweit sie bei Förderprogrammen, die die Bürgerinnen und Bürger des Lan-
des mindestens mittelbar adressieren, zuvor eine Bedarfsanalyse vornimmt;

5.  welche Ressorts in den letzten fünf Jahren welche Förderprogramme durch-
geführt haben, bei denen die Entscheidung von Gutachten, die die späteren Zu-
wendungsgeber selbst beigebracht haben, wesentlich beeinflusst wurden;

6.  um welches Mittelvolumen es sich dabei jeweils handelt und wie viele Antrag-
steller von dem Projekt profitiert haben;

7. welchen Nutzen anhand welcher Kennzahlen sie bei den Projekten erkennt;

8.  inwieweit sie eine Abwicklungs-Rahmenvereinbarung mit der L-Bank ausge-
handelt hat oder dies plant;

Antrag
der Fraktion der FDP/DVP

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Finanzen

Förderprogramme der Landesregierung

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
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Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.



2

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4337

 9.  wie sie die Ankündigung aus dem Koalitionsvertrag für die 17. Legislatur-
periode des Landtags von Baden-Württemberg, alle Förderprogramme einem 
Klimacheck zu unterziehen, bisher mit welchen Ergebnissen durchgeführt hat;

10.  in welchem Umfang seit Jahresbeginn 2020 ohne Ausschreibung Vergaben 
von Dienstleistungen oberhalb der Wertgrenze von 10 000 Euro erfolgten mit 
Angabe des Beauftragten, des Beauftragungsgegenstands sowie des jeweili-
gen Volumens;

11. wie sie den Katalog der förderfähigen Kosten festlegt;

12.  ob und wie sie diesen Katalog zentral definiert und inwieweit er nach welchen 
Kriterien in welchem Zeitraum weiterentwickelt wird.

7.3.2023

Dr. Rülke, Brauer, Haag 
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Der Rechnungshof hat sich zuletzt kritisch mit dem Fördergeschehen des Ver-
kehrsministeriums, insbesondere im Kontext der Elektromobilität, befasst. Es soll 
nun dem Haushaltsgesetzgeber dargelegt werden, welche weiteren Förderungen 
auch anderer Ressorts es gegeben hat, die die oben genannten Bedingungen er-
füllen.

Grundsätzlich steigt die Kritik an den überhaupt förderfähigen Kosten innerhalb 
von Förderprogrammen. Daher die Frage nach der Auswahl und der Begründung 
dieser Kosten.
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S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 24. Mai 2023 Nr. FM6-0462.5-3/1 nimmt das Ministerium 
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Staatsministerium, dem Ministerium des 
Inneren, für Digitalisierung und Kommunen, dem Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst, dem Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, dem Mi-
nisterium für Soziales, Gesundheit und Integration, dem Ministerium für Umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft, dem Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz, dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus, 
dem Ministerium für Verkehr, dem Ministerium der Justiz und für Migration und 
dem Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen zu dem Antrag wie folgt 
Stellung: 

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  welche Ressorts in den letzten fünf Jahren welche Förderprogramme durchge-
führt haben, bei denen die Initiative hierfür vom späteren Zuwendungsempfän-
ger selbst ausging;

2.  um welches Mittelvolumen es sich dabei jeweils handelt und wie viele Antrag-
steller von dem Projekt profitiert haben;

3. welchen Nutzen anhand welcher Kennzahlen sie bei den Projekten erkennt;

Zu 1. bis 3.:

Für die Beantwortung der Fragen 1 bis 3 im Einzelnen wird aus Gründen der 
Übersichtlichkeit auf die tabellarische Darstellung in Anlage 1 verwiesen. Hin-
sichtlich des Bezugs der Fragen 1 bis 3 nur auf Förderprogramme, bei denen die 
Initiative vom späteren Zuwendungsempfänger selbst ausging, ist zudem Folgen-
des anzumerken:

Die Landesregierung erreichen im Rahmen verschiedener Gesprächsformate und 
im allgemeinen Austausch regelmäßig auch Vorschläge und Anregungen für För-
derprogramme, die im Rahmen der Ausgestaltung von Förderprogrammen mit 
geprüft werden. Es ist in einigen Bereichen nicht ungewöhnlich, dass die Auf-
legung von Förderprogrammen des Landes in Abstimmung mit Fachverbänden, 
Vereinen, Partnern sowie je nach Förderbereich mit den Kommunalen Landesver-
bänden im Rahmen bewährter Austausch- und Kooperationsstrukturen erfolgt. Im 
Rahmen dieser Kooperationspraxis wird auch mangels eindeutig zu definierender 
Kriterien nicht immer zweifelsfrei festzustellen sein, von welcher Stelle – auch 
mittelbar – erstmals und mit welchem Nachdruck Initiativen ausgingen, die im 
Ergebnis die Entscheidung zur Auflage eines Förderprogramms beeinflusst haben.

Von welcher Seite die Initiative für eine Förderung gestartet wurde, entzieht sich 
einer zentralen und formalen Auswertung. Die Informationen wurden daher im 
Rahmen einer Erhebung bei den beteiligten Stellen erfragt. Vor diesem Hinter-
grund werden in der Anlage Förderprogramme und -vorhaben benannt, für die 
erstmals 2018 oder in den Folgejahren Bewilligungen ausgesprochen wurden oder 
die in diesem Zeitraum konzeptioniert oder in der Zielsetzung wesentlich verän-
dert wurden und bei denen nach Einschätzung der beteiligten Stellen die Initiative 
wesentlich von einem späteren Zuwendungsempfänger selbst ausging.

_____________________________________

*)  Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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4.  inwieweit sie bei Förderprogrammen, die die Bürgerinnen und Bürger des Lan-
des mindestens mittelbar adressieren, zuvor eine Bedarfsanalyse vornimmt;

Zu 4.:

Bedarfsanalysen und Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen sind grundsätzlich fester 
Bestandteil und Standard bei der Konzeption von Förderprogrammen. Hierzu 
werden regelmäßig im Vorfeld die Bedarfe der potenziellen Zuschussempfänger, 
auch unter dem Gesichtspunkt der Fördermöglichkeiten im Rahmen bestehender 
Förderprogramme, betrachtet und geprüft. In die Bedarfsanalyse einbezogen wer-
den u. a. die Aspekte der sachlichen Notwendigkeit einer Förderung, der ander-
weitigen Erreichbarkeit der angestrebten Förderzwecke, des erheblichen Interes-
ses des Landes und der Förderwürdigkeit des jeweiligen Antragstellenden bzw. 
des jeweiligen Vorhabens.

Exemplarisch wird im Folgenden auf die Bedarfsanalysen in wichtigen Förder-
bereichen eingegangen:

Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen:

Im Rahmen der Breitbandförderung werden in regelmäßigen Zyklen Bedarfsana-
lysen in Form von Studien vorgenommen. Dies erfolgte bis dato über die Studien 
„Evaluation zur Weiterentwicklung der Breitbandförderung in Baden-Württem-
berg (2018)“ und der „Gigabit-Studie zur Ermittlung des Investitions- und För-
dermittelbedarfs für einen flächendeckenden Gigabit-Netzausbau in Baden-Würt-
temberg (2022)“. Die Studien erfüllen den Zweck einer Bestandsaufnahme der 
aktuellen Breitbandversorgungssituation in Baden-Württemberg und ermitteln 
unter Berücksichtigung eigenwirtschaftlicher Ausbauaktivitäten den zukünftigen 
Investitions- und Fördermittelbedarf für einen flächendeckenden Gigabit-Ausbau.

Für Förderprogramme des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und 
Kommunen unter dem Dach der Digitalisierungsstrategie des Landes wurden die 
Bedarfe auch anhand der Ergebnisse der Metastudien „Chancen und Herausforde-
rungen der Digitalisierung in Baden-Württemberg“ 2017 und 2021 des Zentrums 
für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH analysiert. Auch werden Impulse zu 
Bedarfen aus den Kommunen aufgenommen.

Zum Förderprogramm „Projekt Landesverkehrswacht“, „Social Media und Digi-
talisierung“ und „Qualitätsoffensive“„ wurde eine Bedarfsanalyse als nicht zwin-
gend notwendig erachtet, da die Bedarfe und Nutzen der Digitalisierung offen-
kundig und allgemein bekannt sind (vgl. Beantwortung Frage 3).

Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration:

Alle Förderprogramme des Ministeriums adressieren mindestens mittelbar die 
Bürgerinnen und Bürger des Landes, um diesen Teilhabe und Beteiligung zu er-
möglichen, das Gesundheitssystem und/oder die Gesundheitsversorgung zu ver-
bessern sowie den gesellschaftlichen Zusammenhalt sicherzustellen. 

Beispielhaft kann im Bereich der Jugenderholung und außerschulischen Jugend-
bildung angeführt werden, dass hier grundsätzlich die Ist-Ergebnisse aus dem 
Vorjahr bei der Bewilligung der Zuwendungen zugrunde gelegt werden. Auch 
die thematische Schwerpunktsetzung für die Förderung der Modellprojekte im 
„Masterplan Jugend“ erfolgt durch Beschluss einer hierfür eingerichteten Len-
kungsgruppe, der alle wesentlichen landesweiten Akteure der Kinder- und Ju-
gendarbeit sowie Jugendsozialarbeit angehören. Dadurch ist gewährleistet, dass 
die aus Landesmitteln geförderten Projekte den aufgrund der gesellschaftspoli-
tischen Entwicklungen und aktuellen, fachlichen Wissensständen identifizierten 
Bedarfen entsprechen.

Ein weiteres Beispiel sind die Fördermaßnahmen zur Bekämpfung von Armut, 
die aus den Erkenntnissen der Armutsberichterstattung aufbauen und bei der Um-
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setzung durch den Landesbeirat für Armutsbekämpfung und Prävention Baden-
Württemberg intensiv begleitet werden.

Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft:

Bei den Förderungen zur energetischen Gebäudesanierung wie „Kombi-Darlehen 
Wohnen mit Klimaprämie“ und „Energieeffizienzfinanzierung Sanieren“ ergibt 
sich der Bedarf daraus, dass bei Gebäuden ein Sanierungsbedarf besteht. Dies 
trägt zur Erreichung der Klimaschutzziele des Landes bei, unterstützt die Wärme-
wende im Gebäudesektor und für die Bürgerinnen und Bürger ergibt sich ein An-
reiz, Gebäude energetisch zu ertüchtigen und hierfür eine finanzielle Entlastung 
bei den Kosten zu erhalten.

Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen:

Für die Bedarfe der sozialen Wohnraumförderung wurden verschiedene Experten-
meinungen herangezogen. Diese haben sich für eine landesweite Gebietskulisse 
ausgesprochen, da nicht allein in den Groß- und Universitätsstädten des Landes 
Bedarf für sozial gebundenen Wohnraum besteht, sondern ein dringender Bedarf 
landesweit festzustellen ist. Diesem Votum wurde mit der Ausgestaltung einer 
landesweiten Förderkulisse entsprochen.

Die Programme der Städtebaulichen Erneuerung dienen der Beseitigung städte-
baulicher Missstände. Zu den Programmschwerpunkten gehören insbesondere die 
Aktivierung von Flächen zur Schaffung von Wohnraum, Maßnahmen zur Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels und die Stärkung der Stadt- und Ortskerne. 
Weiterer Schwerpunkt ist die Umsetzung von Konversionsmaßnahmen, wie z. B. 
die Aktivierung von Bahnbrachen, militärischen Brachflächen und Industrie- und 
Gewerbebrachen. Aber auch Maßnahmen zur Sicherung und dem Erhalt des wert-
vollen baukulturellen Erbes und zur Steigerung der Barrierefreiheit gehören dazu. 
Die vielfältigen Bedarfe sind evident. Anträge der Kommunen beruhen stets auf 
der konkreten Erhebung dieser Missstände vor Ort. Die Erarbeitung von Integrier-
ten Stadtentwicklungskonzepten unter Beteiligung der Bevölkerung ist Voraus-
setzung.

Ministerium für Verkehr:

Bei Förderprogrammen im Bereich Verkehr, die sich an die kommunalen Auf-
gabenträger richtet, erfolgt die detaillierte Nachfrageanalyse hinsichtlich neu ein-
zuführender Verkehre durch diese selbst. Da die Aufgabenträger die Verkehre 
mitfinanzieren müssen, ist in der Praxis sichergestellt, dass Vorhaben vor der 
Antragsstellung kritisch abgewogen werden.

5.  welche Ressorts in den letzten fünf Jahren welche Förderprogramme durch-
geführt haben, bei denen die Entscheidung von Gutachten, die die späteren 
Zuwendungsgeber selbst beigebracht haben, wesentlich beeinflusst wurden;

6.  um welches Mittelvolumen es sich dabei jeweils handelt und wie viele Antrag-
steller von dem Projekt profitiert haben;

7. welchen Nutzen anhand welcher Kennzahlen sie bei den Projekten erkennt;

Zu 5. bis 7.:

Die Fragen 5 bis 7 werden aus Gründen der Übersichtlichkeit tabellarisch in An-
lage 2 beantwortet. 
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8.  inwieweit sie eine Abwicklungs-Rahmenvereinbarung mit der L-Bank ausge-
handelt hat oder dies plant;

Zu 8.:

Zwischen dem Land und der L-Bank besteht bereits seit dem Jahr 1991 eine 
Rahmenvereinbarung über die Durchführung und Abwicklung von Förderpro-
grammen, welche zwischenzeitlich verschiedene Änderungen bzw. Ergänzungen 
erfahren hat. Auf der Grundlage der Rahmenvereinbarung wurden und werden 
zudem ergänzende Vereinbarungen über die Abwicklung der Förderprogramme 
im Einzelnen zwischen dem jeweils für eine Förderung zuständigen Ministerium 
und der L-Bank getroffen. 

9.  wie sie die Ankündigung aus dem Koalitionsvertrag für die 17. Legislaturpe-
riode des Landtags von Baden-Württemberg, alle Förderprogramme einem Kli-
macheck zu unterziehen, bisher mit welchen Ergebnissen durchgeführt hat;

Zu 9.:

Der Koalitionsvertrag enthält eine Prüfpflicht dazu, „wie ein Klimavorbehalt 
für neue und fortzuschreibende Förderprogramme des Landes eingeführt wer-
den kann“ (Seite 24). Mit dem am 11. Februar 2023 in Kraft getretenen Klima-
schutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg (KlimaG BW) 
wird dieser Auftrag für einen Klimavorbehalt für Förderprogramme in § 9 in den 
Absätzen 1 und 3 umgesetzt. Danach ist vorgesehen, den Klimavorbehalt durch 
eine Verwaltungsvorschrift zu konkretisieren. Ein erster Entwurf des Umwelt-
ministeriums für eine solche Verwaltungsvorschrift befindet sich aktuell in der 
Ressortabstimmung.

Im Bereich der EFRE-Förderung ist seitens der EU festgelegt, dass Infrastruktur-
investitionen, die eine erwartete Lebensdauer von mindestens fünf Jahren aufwei-
sen, gemäß Artikel 73 Absatz 2 Buchstabe j) der EU-Verordnung 2021/1060 kli-
maverträglich sein müssen. Dies soll die Grundlage schaffen, nur solche Projekte 
für die EFRE-Förderung auszuwählen, die mit dem Übereinkommen von Paris 
und den Klimazielen der Europäischen Union bzw. den noch ambitionierteren 
Zielen von Deutschland bzw. der Länder vereinbar sind. Vor diesem Hintergrund 
hat die EFRE-Verwaltung Baden-Württemberg ein Tool entwickelt, das den An-
tragstellerinnen und Antragstellern sowie der Verwaltung eine Grundlage zur Be-
wertung der Klimaverträglichkeit von Infrastrukturinvestitionen bieten soll. Es ist 
vorgesehen, das Tool zeitnah auf 2021-27.efre-bw.de zu veröffentlichen.

Im Bereich des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft können 
für die Durchführung eines Klimachecks bereits jetzt beispielhaft die Förderpro-
gramme zur kommunalen Wärmeplanung sowie zu Wärmenetzen, die die Trans-
formation zur klimaneutralen Wärmeversorgung unterstützen, genannt werden. 
Die Förderprogramme zur energetischen Gebäudesanierung von Wohn- und 
Nichtwohngebäuden wie „Kombi-Darlehen Wohnen mit Klimaprämie“, „Ener-
gieeffizienzfinanzierung Sanieren“ und „Kombi-Darlehen Mittelstand mit Klima-
prämie“ unterstützen die Wärmewende im Gebäudesektor und tragen damit zur 
Erreichung der Klimaschutzziele des Landes bei. Der positive Beitrag zum Kli-
maschutz ist auch hier gegeben. Das Förderprogramm zur Förderung von ressour-
cen- und klimaschonendem Beton im Hochbau zielt darauf ab, Beton mit weniger 
CO2-Emissionen herzustellen und dadurch das Klima zu entlasten.
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10.  in welchem Umfang seit Jahresbeginn 2020 ohne Ausschreibung Vergaben 
von Dienstleistungen oberhalb der Wertgrenze von 10 000 Euro erfolgten mit 
Angabe des Beauftragten, des Beauftragungsgegenstands sowie des jeweili-
gen Volumens;

Zu 10.:

Die Beantwortung der Frage erfolgt aus Gründen der Übersichtlichkeit tabella-
risch in Anlage 3.

In Auslegung entlang des Themenbereichs „Förderprogramme der Landesregie-
rung“ werden Dienstleistungen im Zusammenhang mit Förderprogrammen/För-
derungen aufgenommen, insbesondere Dienstleistungen mit Bezug zu Konzep-
tion, Abwicklung oder Evaluation der Förderprogramme.

11. wie sie den Katalog der förderfähigen Kosten festlegt;
12.  ob und wie sie diesen Katalog zentral definiert und inwieweit er nach welchen 

Kriterien in welchem Zeitraum weiterentwickelt wird.

Zu 11. und 12.:

Für die Beantwortung der Frage wird der Begriff der förderfähigen Kosten mit 
dem Begriff der zuwendungsfähigen Ausgaben gleichgesetzt, denn die Allge-
meinen Verwaltungsvorschriften des Ministeriums für Finanzen zur Landeshaus-
haltsordnung für Baden-Württemberg (VV-LHO) sehen aufgrund der kameralen 
Ausrichtung des Haushaltsplans Ausgaben – und nicht Kosten – als Bemessungs-
grundlage der Zuwendung vor. Eine Zuwendung auf Kostenbasis kann daher nur 
in begründeten Ausnahmefällen erfolgen.

Die Landeshaushaltsordnung (LHO) bzw. die VV-LHO kennen keine Definition 
für zuwendungsfähige Ausgaben. Sie legen lediglich fest, welche Ausgabearten 
grundsätzlich nicht zuwendungsfähig sind. Dazu gehören Umsatzsteuerbeträge, 
die nach § 15 Umsatzsteuergesetz als Vorsteuer abziehbar sind, Beiträge zu nicht 
gesetzlich vorgeschriebenen Versicherungen, Zuführungen an Rücklagen, nicht-
kassenwirksame Aufwendungen und Kosten sowie Entgelte, soweit sie die Tarif-
verträge des Bundes, der Länder oder Kommunen übersteigen. 

Eine Definition kann jedoch aus dem allgemeinen Haushaltsrecht abgeleitet wer-
den. Demnach handelt es sich bei zuwendungsfähigen Ausgaben um solche Aus-
gaben, welche zur wirtschaftlichen Verwirklichung des Zuwendungszwecks not-
wendig sind.

Entsprechend des Zuwendungszwecks und der zur Zielerreichung notwendigen 
Maßnahmen werden zuwendungsfähige Ausgaben daher in der Regel bei jeder 
Förderung im Einzelnen festgelegt und gegebenenfalls bei Veränderungen von 
Rahmenbedingungen oder als Folge einer Evaluation angepasst.

Neben den zuwendungsrechtlichen Regelungen des Landes aus der LHO sind im 
Einzelfall weitere Regelungen zu berücksichtigen, beispielsweise Vorgaben durch 
das europäische Beihilferecht.

Dr. Bayaz
Minister für Finanzen
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